Netzwerk Friedenskooperative Pressemitteilung, Samstag, 07.04.2007
Ostermärsche fordern politische Konfliktlösungen und kritisieren Kriegseinsätze

(...)

Grüne Kritik zurückgewiesen
Das Netzwerk Friedenskooperative weist die Kritik der Grünen-Chefin Claudia Roth und des verteidigungspolitischen Sprechers der Fraktion Winfried Nachtwei an den Ostermärschen energisch zurück. Die Aufrufe seien "friedenspolitisch ein Armutszeugnis" und der Blick sei zu oft "auf die pauschale Ablehnung des Militärischen" verengt, hatten diese erklärt und fehlende konstruktive Vorschläge zur Krisenbewältigung moniert. "Gerade diese beiden müssten es aus der früheren engen Zusammenarbeit eigentlich besser wissen und von den vielen von Friedensorganisationen ausgearbeiteten detaillierten Vorschlägen für zivile Alternativen zu Krieg und militärischem Vorgehen Kenntnis haben", erwidert Netzwerk-Geschäftsführer Manfred Stenner. So lägen z.B. für den Irankonflikt und den türkisch- kurdischen Konflikt umfangreiche Dossiers der "Kooperation für den Frieden" vor (siehe http://www.koop-frieden.de/irandossier.pdf und http://www.koop-frieden.de/dossier2.pdf). 

Wenn sich die Bundeswehr wie z.B. mit dem Tornado-Einsatz in Afghanistan an offensiven Kampfhandungen beteilige, müsse die Friedensbewegung allerdings auch klare Antikriegsbewegung sein und ein eindeutiges "Nein!" auf ihre Transparente schreiben. "Die Grünen-Spitze brüskiert mit ihrer überheblichen Distanzierung auch große Teile ihrer eigenen Basis, die sich der Friedensbewegung eng verbunden fühlen", so Stenner. 

Auch die vehemente Kritik aus Koalitionskreisen am Vorstoß des SPD-Vorsitzenden Beck zur Beteiligung "moderater Taliban" an Dialogen kann die Friedenskooperative nicht nachvollziehen. In Afghanistan wie in Irak, Palästina, Libanon, Somalia und anderen brisanten Konflikten gibt es nach Ansicht von Friedensgruppen keine militärischen Lösungen sondern Chancen nur mit konstruktiven Dialogangeboten und der Bereitschaft für einen politischen und wirtschaftlichen Interessensausgleich. Der gegen den Willen des US-Präsidenten erfolgte Damaskus-Besuch von Nancy Pelosi, der Präsidentin des US-Repräsentantenhauses, könne z.B. zur Überwindung der Isolationspolitik gegenüber Syrien beitragen und sei ein positives Beispiel. 
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